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Rundschreiben Nr. 17/2018 
 
 
 
 
 
 
An alle 
Kreditinstitute 
 
 
 
 
1. Finanzsanktionen gegen die Demokratische Volksrepublik Korea 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/324 des Rates vom 5. März 2018 
2. Finanzsanktionen angesichts der Lage in der Zentralafrikanischen Republik 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/325 des Rates vom 5. März 2018 
3. Finanzsanktionen angesichts der Lage in der Ukraine 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/326 des Rates vom 5. März 2018 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir möchten Sie über die folgenden Entwicklungen im Bereich der Finanzsanktionen unter-
richten: 
 
1. Der Rat der Europäischen Union hat mit Durchführungsverordnung (EU) 2018/3241  

(Anlage 1) einen Personeneintrag in Anhang XIII der Verordnung (EU) 2017/15092 (Sanktions-
regime Demokratische Volksrepublik Korea) neu gefasst. 
2. Ferner hat der Rat der Europäischen Union mit Durchführungsverordnung (EU) 
2018/3253 (Anlage 2) einen Eintrag im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 224/20144 (Sanktions-
regime Zentralafrikanische Republik) um einen weiteren Aliasnamen ergänzt.   
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3. Des Weiteren hat der Rat der Europäischen Union mit Durchführungsverordnung (EU) 
2018/3265 (Anlage 3) in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 208/20146 (Sanktionsregime  
Ukraine) zwei Personen gestrichen und die Listungsbegründungen zu drei Personen modi-
fiziert. 
 
Wir bitten Sie, uns auf der Grundlage von  Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EU)  
Nr. 224/2014 
 

spätestens bis zum 13. März 2018 
 

per E-Mail oder in Ausnahmefällen per Telefax mitzuteilen, ob und welche Gelder bei Ihnen von 
der Durchführungsverordnung (EU) 2018/325 betroffen sind. 
 
Fehlanzeigen, die auf jeden Fall erforderlich sind, oder Positivmeldungen bitten wir aus-
schließlich unter Beachtung der beigefügten Hinweise (Anlage 4) zu übermitteln. Mit der-
art aufbereiteten Meldungen unterstützen Sie uns bei der Bearbeitung Ihrer Antworten und 
vermeiden Rückfragen.  
 
Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass Sie verpflichtet sind, sich nach dieser Abfrage 
ergebende Änderungen bezüglich der Vermögenswerte, die von Finanzsanktionen be-
troffen sind, unaufgefordert zu melden. 
 
Wir haben die Rechtsakte zu Finanzsanktionen auf folgender Website der Deutschen Bundes-
bank unter dem jeweiligen Sanktionsregime eingestellt:  
http://www.bundesbank.de/Navigation/DE/Service/Finanzsanktionen/finanzsanktionen.html 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Deutsche Bundesbank 
Hauptverwaltung in Bayern 
Mayrhofer Ertl 
 
 
 
Anlagen 

_____________ 
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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/324 DES RATES 

vom 5. März 2018 

zur Durchführung der Verordnung (EU) 2017/1509 über restriktive Maßnahmen gegen die 
Demokratische Volksrepublik Korea 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2017/1509 des Rates vom 30. August 2017 über restriktive Maßnahmen gegen die 
Demokratische Volksrepublik Korea und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 329/2007 (1), insbesondere auf 
Artikel 47 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 30. August 2017 hat der Rat die Verordnung (EU) 2017/1509 erlassen. 

(2) Am 15. Februar 2018 hat der Ausschuss des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, der mit der Resolution 
1718 (2006) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen eingesetzt wurde, den Eintrag zu einer Person, die 
restriktiven Maßnahmen unterliegt, geändert. 

(3) Anhang XIII der Verordnung (EU) 2017/1509 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang XIII der Verordnung (EU) 2017/1509 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 5. März 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
N. DIMOV

6.3.2018 L 63/1 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 224 vom 31.8.2017, S. 1. 

Anlage 1



ANHANG 

In Anhang XIII der Verordnung (EU) 2017/1509 erhält Eintrag 52 unter „a) Natürliche Personen“ folgende Fassung: 

„52. Ri Su Yong  Geburtsdatum: 25.6.1968 

Staatsangehörigkeit: DVRK 

Reisepass Nr.: 654310175 

Anschrift: k. A. 

Geschlecht: männlich 

Diente als Repräsentant der Ko
rea Ryonbong General Corpora
tion in Kuba 

2.6.2017 Funktionsträger der Korea Ryonbong Ge
neral Corporation; ist auf Beschaffungen 
für die Verteidigungsindustrie der DVRK 
und die Unterstützung der militärbezoge
nen Verkäufe Pjöngjangs spezialisiert. Dar
über hinaus unterstützt die Korea Ryon
bong General Corporation mit ihrer 
Beschaffungstätigkeit wahrscheinlich das 
Chemiewaffenprogramm der DVRK.“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/325 DES RATES 

vom 5. März 2018 

zur Durchführung von Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 über restriktive 
Maßnahmen angesichts der Lage in der Zentralafrikanischen Republik 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 224/2014 des Rates vom 10. März 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts 
der Lage in der Zentralafrikanischen Republik (1), insbesondere auf Artikel 17 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 10. März 2014 die Verordnung (EU) Nr. 224/2014 angenommen. 

(2) Am 16. Februar 2018 hat der Ausschuss des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, der gemäß der Resolution 
2127 (2013) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen eingesetzt wurde, die Angaben zu einer Person, die 
restriktiven Maßnahmen unterliegt, aktualisiert. 

(3) Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 wird gemäß dem Anhang dieser Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 5. März 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
N. DIMOV

6.3.2018 L 63/3 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 70 vom 11.3.2014, S. 1. 

Anlage 2



ANHANG 

Im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 224/2014 unter „A. Personen“ erhält der Eintrag zu der nachstehend aufgeführten 
Person folgende Fassung: 

„1.  François Yangouvonda BOZIZÉ (Aliasnamen: a) Bozizé Yangouvonda; b) Samuel Peter Mudde (geb. am 
16. Dezember 1948 in Izo, Südsudan)) 

Titel: a) Ehemaliger Staatschef der Zentralafrikanischen Republik; b) Professor 

Geburtsdatum: a) 14. Oktober 1946; b) 16. Dezember 1948 

Geburtsort: a) Mouila, Gabun; b) Izo, Südsudan 

Staatsangehörigkeit: a) Zentralafrikanische Republik; b) Südsudan 

Reisepass Nr.: D00002264, ausgestellt am 11. Juni 2013 (vom Minister für auswärtige Angelegenheiten in Juba, 
Südsudan. Gültig bis 11. Juni 2017. Diplomatenpass ausgestellt auf den Namen Samuel Peter Mudde) 

Nationale Kennziffer: M4800002143743 (Personennummer für Reisepass) 

Aufenthalt: Uganda. 

Tag der Benennung durch die VN: 9. Mai 2014. 

Weitere Angaben: Name der Mutter: Martine Kofio. Weblink zur Besonderen Ausschreibung (‚Special Notice‘) 
der Interpol und des Sicherheitsrates der VN: https://www.interpol.int/en/notice/search/un/5802796 

Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die 
Aufnahme in die Liste: 

Die Benennung von Bozizé erfolgte am 9. Mai 2014 gemäß Nummer 36 der Resolution 2134 (2014) mit der 
Begründung: ‚Nimmt Handlungen vor, die den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit der Zentralafrikanischen 
Republik untergraben, oder unterstützt diese‘. 

Zusätzliche Angaben 

Bozizé hat zusammen mit seinen Unterstützern zu dem Angriff auf Bangui vom 5. Dezember 2013 aufgerufen. 
Seither hat er weiter versucht, destabilisierende Operationen durchzuführen, um die Spannungen in der 
Hauptstadt der Zentralafrikanischen Republik aufrechtzuerhalten. Bozizé war Berichten zufolge Gründer der 
Anti-Balaka-Milizgruppe, ehe er am 24. März 2013 aus der Zentralafrikanischen Republik floh. Bozizé hat seine 
Miliz in einem Kommuniqué aufgefordert, die Gräueltaten gegen das derzeitige Regime und die Islamisten 
fortzusetzen. Bozizé hat Berichten zufolge Milizionäre finanziell und materiell unterstützt, die auf eine 
Destabilisierung des derzeitigen Übergangs aus sind und seine Rückkehr an die Macht betreiben. Ein Großteil der 
Anti-Balaka-Milizionäre gehörte den Streitkräften der Zentralafrikanischen Republik an, die nach dem 
Staatsstreich in den ländlichen Gebieten verstreut waren und anschließend von Bozizé neu organisiert wurden. 
Bozizé und seine Unterstützer haben über die Hälfte der Anti-Balaka-Einheiten unter ihrer Kontrolle. 

Kräfte, die loyal zu Bozizé stehen, waren mit Sturmgewehren, Mörsern und Raketenwerfern ausgerüstet und 
zunehmend an Vergeltungsschlägen gegen die muslimische Bevölkerung der Zentralafrikanischen Republik 
beteiligt. Die Lage in der Zentralafrikanischen Republik hat sich nach dem Angriff von Anti-Balaka-Kräften in 
Bangui vom 5. Dezember 2013, bei dem mehr als 700 Menschen den Tod fanden, rasch verschlechtert.“  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/326 DES RATES 

vom 5. März 2018 

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 208/2014 über restriktive Maßnahmen gegen 
bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in der Ukraine 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 208/2014 des Rates vom 5. März 2014 über restriktive Maßnahmen gegen 
bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in der Ukraine (1), insbesondere auf 
Artikel 14 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 5. März 2014 die Verordnung (EU) Nr. 208/2014 angenommen. 

(2) Aufgrund einer Überprüfung durch den Rat sollten die Einträge zu zwei Personen gestrichen und die 
Begründungen zu drei Personen aktualisiert werden. 

(3) Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 208/2014 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 208/2014 wird nach Maßgabe des Anhangs der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 5. März 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
N. DIMOV
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ANHANG 

I.  Die folgenden Personen werden von der Liste in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 208/2014 gestrichen:  

4. Olena Leonidivna Lukash  

10. Serhii Petrovych Kliuiev 

II.  Die Einträge zu folgenden Personen in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 208/2014 erhalten folgende Fassung:  

Name Identifizierungsinformationen Begründung 
Datum der 

Aufnahme in 
die Liste 

7. Oleksandr Viktorovych 
Yanukovych (Олександр 
Вiкторович Янукович) 

Geboren am 10. Juli 1973 in 
Yenakiieve (Donezk Oblast), 
Sohn des ehemaligen Staats
präsidenten, Geschäftsmann 

Person ist Gegenstand strafrechtli
cher Verfolgung durch die ukraini
schen Behörden wegen Verun
treuung öffentlicher Gelder oder 
Vermögenswerte und wegen Bei
hilfe dazu. 

6.3.2014 

11. Mykola Yanovych Azarov 
(Микола Янович Азаров), 

Nikolai Yanovich Azarov 
(Николай Янович Азаров) 

Geboren am 17. Dezember 
1947 in Kaluga (Russland), 
Premierminister der Ukraine 
bis Januar 2014 

Person ist Gegenstand strafrechtli
cher Verfolgung durch die ukraini
schen Behörden wegen Verun
treuung öffentlicher Gelder oder 
Vermögenswerte und wegen Bei
hilfe dazu. 

6.3.2014 

12. Serhiy Vitalyovych 
Kurchenko (Сергiй 
Вiталiйович Курченко) 

Geboren am 21. September 
1985 in Kharkiv, Geschäfts
mann 

Person ist Gegenstand strafrechtli
cher Verfolgung durch die ukraini
schen Behörden wegen der Verun
treuung öffentlicher Mittel oder 
Vermögenswerte und wegen Amts
missbrauchs, um sich selbst oder 
Dritten einen ungerechtfertigten 
Vorteil zu verschaffen, wodurch der 
Ukraine öffentliche Gelder oder 
Vermögenswerte verloren gingen. 

6.3.2014   
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                                                                                                                        Anlage 4 

Deutsche Bundesbank          
Servicezentrum Finanzsanktionen 
 
 

Hinweise für Rückmeldungen bei Abfragen zu Finanzsanktionsrechtsakten 
 
 

Bitte beachten Sie für Ihre Rückmeldung die folgenden Hinweise:  
 
- Antworten Sie grundsätzlich per E-Mail (möglichst mit Antwortfunktion zu diesem 

Mail). Ergänzen Sie beim Antwort-Mail in der von uns vorgegebenen Thema-/ 
Betreff-Zeile hinter der Position „Meldung“ entweder „Fehlanzeige“ oder 
„siehe gesonderte Meldung“.  

 
- Fügen Sie Ihre Bankleitzahl in der Thema-/Betreff-Zeile am dafür vorgese-

henen Platz ein.  
 
- Muster für die Thema-/Betreff-Zeile Ihres Antwort-Mails: 
 

Rundschreiben Nr. 17/2018, Meldung: Fehlanzeige, BLZ: xxxxxxxx 
 
oder  
 
Rundschreiben Nr. 17/2018, Meldung: Siehe gesonderte Meldung,  
BLZ: xxxxxxxx 
 

- Sofern Sie nicht die Antwortfunktion nutzen, gestalten Sie die Thema-/Betreff-
Zeile Ihres Mails gemäß diesen Vorgaben und senden Sie Ihre Meldung an die 
ausschließlich für Abfragen vorgesehene E-Mail-Adresse  

 
sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de 

 
- Die Erfassung Ihrer Meldung erfolgt elektronisch und ist begrenzt auf die 

vorbezeichneten Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile. Sofern Sie für mehre-
re Institute (BLZ) Auskünfte erteilen, ist insoweit für jedes Institut eine ge-
sonderte Anzeige abzugeben. Ferner ist die Meldung stets für jedes Rund-
schreiben getrennt zu erstatten. Sonstige über die Angaben in der Thema-/ 
Betreff-Zeile hinausgehenden weiteren Mitteilungen sind als separates Mail 
an die allgemeine E-Mail-Adresse: sz.finanzsanktionen@bundesbank.de zu 
richten. 

 
- Sollten Sie ausnahmsweise Ihre Rückmeldung per Telefax senden, gestalten Sie 

bitte die Thema-/Betreff-Zeile ebenfalls gemäß den oben angeführten Vorgaben 
und übermitteln Sie Ihr Dokument an die eigens hierfür eingerichtete 
 

Fax-Nr. 069 709097- 3801 
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